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RÜCKBLENDE 1928–2018 
90 JAHRE DIW WOCHENBERICHT

Produktion und Kreditsicherheit

In der Produktion der Verbrauchsgüterindustrien, vor 
allem der Textil- und Lederindustrie, war schon im vier-
ten Vierteljahr 1927 ein Rückgang eingetreten, der sich bis 
zur Gegenwart fortgesetzt hat. Die Erzeugung in der Pro-
duktionsmittelsphäre der Wirtschaft stieg dagegen teil-
weise noch weiter an. […] Eine ähnliche Entwicklung zeigt 
sich beim Giroverkehr der Reichsbank. Zu berichten ist 
außerdem, dass im vorigen Jahr im April die Postscheck-
guthaben höher waren als im Januar, während sie im lau-
fenden Jahr niedriger geblieben sind. Bis ins zweite Vier-
teljahr 1927 hinein waren sowohl Postscheckguthaben als 
auch Postscheckumsätze gestiegen (wenn man von den 
Saisonschwankungen absieht). Seitdem ergab sich jedoch 
eine weitere starke Erhöhung der Umsätze bei leicht sin-
kenden Guthaben. Diese Entwicklung von Postscheck-
lastschriften und Postscheckguthaben seit Jahresfrist deu-
tet darauf hin, dass jetzt im Vergleich zum Vorjahr höhere 
Umsatzvolumen eine schärfere Ausnutzung der Betriebs-
kapitalien bedingt, wenn auch seit Oktober 1927 die Auf-
wärtsentwicklung der Postscheckumsätze in Übereinstim-
mung mit der Dämpfung des Tätigkeitsgrades zum Still-
stand gekommen zu sein scheint.

Aus dem Wochenbericht Nr. 7 vom 16. Mai 1928

Abbildung

© DIW Berlin 1928
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Liebe Leserinnen und Leser,

seit 1928, also seit 90 Jahren, ist der DIW Wochenbericht die Flaggschiffpublika-

tion des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW Berlin). Er präsentiert 

wöchentlich aktuelle und politisch relevante Forschungsergebnisse – kompakt, 

fundiert und gut verständlich. Im Laufe der Zeit wurden dabei das Erscheinungsbild 

und das Format der Veröffentlichung immer wieder angepasst, um die Inhalte best-

möglich zur Geltung zu bringen.

Heute liegt Ihnen der DIW Wochenbericht einmal mehr in einem neuen Layout vor. 

Neue Elemente sollen Ihnen eine noch schnellere Orientierung zu den Inhalten 

einzelner Berichte ermöglichen. Dazu dient neben einer kurzen Zusammenfassung 

der Kernergebnisse bereits auf der Titelseite vor allem eine neue Seite vor jedem 

Bericht, die einen Überblick über die wesentlichen Inhalte bietet, häufig auch in 

Form einer Infografik. Diese Infografik und alle anderen grafischen Elemente des 

Wochenberichts profitieren ab sofort auch von der neuen Vierfarbigkeit, die bessere 

Möglichkeiten der Aufbereitung von Informationen in den Abbildungen schafft. 

Darüber hinaus werden die einzelnen Berichte einer Ausgabe nun farblich vonein-

ander abgegrenzt. Ergänzende Verbesserungen im Schriftbild und im Satz sorgen 

für eine noch bessere Lesbarkeit – ob am Bildschirm oder auf Papier. Zudem ist 

eine verbesserte digitale Darstellung des DIW Wochenberichts in Vorbereitung, die 

im Laufe des Jahres im Rahmen eines Relaunchs der Website des Instituts umge-

setzt werden wird. Dazu gehört auch, dass jeder Wochenbericht demnächst einen 

eindeutigen digitalen Objektbezeichner (DOI) bekommt, unter dem er dauerhaft 

erreichbar ist. In diesem Jahr blicken wir darüber hinaus anlässlich des 90-jährigen 

Jubiläums auf der zweiten Seite des Wochenberichts immer auf eine Ausgabe des 

ersten Jahrgangs 1928 zurück.
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Was sich nicht ändert: Auch in Zukunft erhalten Sie jede Woche qualitätsgeprüfte, 

forschungsbasierte und zitierfähige Berichte, die auf aktuellen Studien des DIW 

Berlin basieren oder spezifisch für den DIW Wochenbericht erstellt wurden. Und 

weiterhin präsentieren wir Ihnen die für ein internationales Publikum relevantesten 

Berichte auch in englischer Sprache. Um die Verwandtschaft mit dem Wochen-

bericht zu betonen, heißt die englische Schwesterpublikation seit diesem Jahr 

„DIW Weekly Report – A policy bulletin from the German Institute for Economic 

Research“. Auch im Weekly Report setzen wir das verbesserte Layout ab sofort um.

Wir hoffen, dass auch Ihnen der DIW Wochenbericht im neuen Gewand noch besser 

gefällt und Ihnen weiterhin nützliche Impulse für Ihre Arbeit bietet. Wir freuen uns 

über Ihre Rückmeldung zum neuen Layout.

Gerne möchten wir Sie auch auf unsere Newsletter aufmerksam machen: Der 

allgemeine Newsletter des DIW Berlin liefert Ihnen wöchentlich auf Ihre Interessen 

zugeschnittene Informationen zu Forschungsergebnissen, Publikationen, Nachrich-

ten und Veranstaltungen des Instituts, darunter auch immer die neueste Ausgabe 

des DIW Wochenberichts. Wenn Sie sich ausschließlich für letzteren interessieren, 

können Sie auch unseren Wochenberichtsnewsletter abonnieren. Alle Newsletter

optionen finden Sie auf unserer Website unter www.diw.de/newsletter.

Mit freundlichen Grüßen

Gritje Hartmann, Mathilde Richter und Wolf-Peter Schill

Chefredaktion des DIW Wochenberichts | ghartmann@diw.de, mrichter@diw.de, 

wschill@diw.de

http://www.diw.de/newsletter
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AUF EINEN BLICK

Mietpreisbremse ist besser 
als ihr Ruf, aber nicht die Lösung 
des Wohnungsmarktproblems
Von Konstantin Kholodilin, Andreas Mense und Claus Michelsen

•	 Detaillierte Analyse zur Wirksamkeit der Mietpreisbremse

•	 Mietpreisbremse kann konstruktionsbedingt nur in Regionen wirken, in denen die Neuvertrags-
mieten zuvor um mindestens 3,9 Prozent pro Jahr gestiegen sind

•	 Dort, wo die Mietpreisbremse greifen kann, wirkt sie auch, etwa in Teilen von Berlin, München, 
Stuttgart und Bielefeld, und senkt die Mieten mancherorts sogar

•	 Viel spricht dafür, dass die Mietpreisbremse den Neubau von Wohnungen eher anregt als 
ausbremst

•	 Politik sollte sich nicht allein auf preisregulierende Maßnahmen verlassen, vielmehr sind weitere 
Anreize für den Wohnungsbau, etwa über eine Reform der Grundsteuer, nötig 

ZITAT

„Die Mietpreisbremse greift nur in bestimmten Regionen, in denen die Mieten zuvor 

sehr stark gestiegen waren, und erreicht damit nur kleine Teile der Bevölkerung. Das 

heißt jedoch nicht, dass die Mietpreisbremse grundsätzlich eine Fehlkonstruktion ist – 

dort wo sie wirken kann, tut sie es auch.“ 

— Claus Michelsen, DIW-Immobilienökonom —

In Berlin dämpft die Mietpreisbremse den Anstieg der Mieten in fast der Hälfte der Fälle, in Hamburg ist sie 
wirkungslos

Quelle: Eigene Berechnungen.
Anmerkung: In Niedersachsen wurde die Mietpreisbremse vergleichsweise spät, erst Ende 2016, in einigen Regionen eingeführt. Daten zur Wirksamkeit liegen 
daher noch nicht vor. In Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und im Saarland gilt die Mietpreisbremse bisher in keiner einzigen Region.

Flächenanteile mit          eingeführter Mietpreisbremse und          wirksamer Mietpreisbremse an der Gesamtfläche eines Bundeslandes in Prozent

© DIW Berlin 2018
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ABSTRACT

Die Mietpreisbremse ist das zentrale wohnungsmarktpoliti-

sche Projekt der vergangenen Jahre. Umso größer war die 

Ernüchterung, als erste empirische Studien – auch des DIW 

Berlin – darauf hindeuteten, dass die Mietpreisbremse den 

Anstieg der Mieten insgesamt nicht spürbar verlangsamt. 

Dieses Ergebnis hat zwar weiterhin Bestand. Allerdings zeigt 

die vorliegende und aufgrund ihres Untersuchungsdesigns 

weitaus differenziertere Studie, dass dies nicht zwingend an 

einer großflächigen Missachtung der Regulierung liegen muss. 

Vielmehr kann die Mietpreisbremse konstruktionsbedingt nur 

in Regionen wirken, in denen die Neuvertragsmieten zuvor um 

mehr als 3,9 Prozent pro Jahr gestiegen sind. War das der Fall, 

dämpft die Mietpreisbremse tatsächlich den Anstieg der Mie-

ten, teilweise sinken sie sogar einmalig um bis zu 2,9 Prozent. 

Dennoch sollte sich die Politik nicht allein auf preisregulie-

rende Maßnahmen verlassen. Diese bekämpfen nicht die Woh-

nungsknappheit. Gefragt sind vielmehr Anreize für den Bau 

von Wohnungen, insbesondere durch die Erschließung neuer 

Bauflächen. Auch könnten bestehende Gebäude aufgestockt 

und Hinterhöfe bebaut werden. Eine Reform der Grundsteuer 

wäre dabei hilfreich.

Auch die nächste Bundesregierung wird vor großen woh-
nungsmarktpolitischen Herausforderungen stehen. Nach 
wie vor steigen die Mieten in vielen großen Städten kräf-
tig, weil die Nachfrage nach Wohnraum schneller wächst 
als neue Wohnungen gebaut werden.1 In der abgelaufenen 
Legislaturperiode hat die Politik bereits zahlreiche Maßnah-
men angestoßen, um den Anstieg der Mieten zu dämpfen 
und das Angebot von bezahlbarem Wohnraum zu vergrö-
ßern. Zu diesen Maßnahmen zählte unter anderem eine 
Initiative zur günstigen Abgabe von Bundesliegenschaften 
für den Wohnungsbau. Außerdem wurde mit der Einfüh-
rung sogenannter urbaner Quartiere das Baurecht geän-
dert. Seitdem ist ein größeres Maß an Mischbebauung mit 
Blick auf Wohn- und Gewerbeimmobilien zulässig. Auch 
die Umwandlung gewerblich genutzter Flächen in Wohn-
flächen ist leichter möglich. Darüber hinaus wurde in der 
vergangenen Legislaturperiode die Ausweitung der Bun-
deszuschüsse für den sozialen Wohnungsbau, der in der 
Verantwortung der Länder liegt, beschlossen. Zudem ent-
stand das Bündnis für bezahlbares Wohnen und Bauen, in 
dessen Rahmen im Dialog mit den Interessenverbänden 
Lösungsvorschläge für die Beseitigung des Wohnungsman-
gels erarbeitet wurden.

Das zentrale wohnungsmarktpolitische Vorhaben der bishe-
rigen Bundesregierung war allerdings die Einführung der 
sogenannten Mietpreisbremse. Seit dem 1. Juni 2015 können 
die Landesregierungen für fünf Jahre befristet eine Decke-
lung der Mieten in neu geschlossenen Mietverträgen für 
bestimmte Regionen beschließen. Voraussetzung ist, dass 
es sich bei der regulierten Region um einen angespann-
ten Wohnungsmarkt handelt.2 Das Gesetz sieht dann vor, 
dass die Miete in neu geschlossenen Verträgen das Niveau 

1	 Die aktuelle Neubauprognose des DIW Berlin lässt zudem ein Ende des Neubaubooms erwarten, was 

eine deutliche Entspannung der Wohnungsmarktsituation unwahrscheinlich erscheinen lässt. Vgl. Martin 

Gornig und Claus Michelsen (2018): Bauwirtschaft: Ende des Neubaubooms. DIW Wochenbericht Nr. 1+2, 

34–45 (online verfügbar, abgerufen am 26. Januar 2018. Dies gilt auch für alle anderen Online-Quellen die-

ses Berichts, sofern nicht anders vermerkt).

2	 Ein angespannter Wohnungsmarkt liegt nach Definition der Mietpreisbremse dann vor, wenn entwe-

der Mieten deutlich stärker steigen als im bundesweiten Durchschnitt, die durchschnittliche Mietbelas-

tung der Haushalte deutlich höher liegt als im bundesweiten Durchschnitt, die Wohnbevölkerung wächst, 

ohne dass durch Neubautätigkeit erforderlicher Wohnraum geschaffen wird, oder geringer Leerstand bei 

großer Nachfrage besteht (§ 556d BGB).

Mietpreisbremse ist besser 
als ihr Ruf, aber nicht die Lösung 
des Wohnungsmarktproblems
Von Konstantin Kholodilin, Andreas Mense und Claus Michelsen

MIETPREISBREMSE

http://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.574737.de/18-1-4.pdf
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der ortsüblichen Vergleichsmiete um maximal zehn Pro-
zent übersteigen darf. Allerdings gibt es Ausnahmen: So 
darf eine Miete, die im vorherigen Mietverhältnis die Ober-
grenze übertraf, auch in zukünftigen Verträgen vereinbart 
werden, um VermieterInnen nicht schlechter zu stellen. 
Auch gilt die Mietpreisbremse nicht für befristete Mietver-
träge3, in denen ein vorübergehender Gebrauch der Woh-
nung vereinbart wird. Die wichtigsten Ausnahmen sind 
allerdings, dass Neubauten, die erstmalig nach Oktober 
2014 vermietet werden, nicht unter die Regulierung der 
Mietpreisbremse fallen (§ 556e Bürgerliches Gesetzbuch, 
BGB). Außerdem sind VermieterInnen bei der ersten Ver-
mietung einer grundlegend sanierten Wohnung nicht an die 
Mietpreisbremse gebunden (§ 556f BGB). Einfache Moder-
nisierungen ermöglichen es ebenfalls, eine höhere Miete 
als die im Rahmen der Mietpreisbremse zulässige zu ver-
einbaren – allerdings nur nach Maßgabe der Modernisie-
rungsumlage (§ 556e, 2. Absatz BGB).

Um die Einhaltung der Obergrenzen haben sich, da die Miet-
preisbremse anders als beispielsweise der Mietwucher (§ 291 
Strafgesetzbuch und § 5 Wirtschaftsstrafgesetzbuch) Teil des 
Vertragsrechts ist, die Vertragsparteien selbst zu kümmern. 
So können MieterInnen von ihren VermieterInnen Aus-
kunft über alle nicht frei zugänglichen Informationen ver-
langen, die sie brauchen, um die Zulässigkeit der vereinbar-
ten Miete einschätzen zu können. Allerdings entsteht dieser 
Auskunftsanspruch erst mit Unterzeichnung des Mietver-
trags. Sollten Zweifel an der Rechtmäßigkeit der Miethöhe 
bestehen, muss dies durch die MieterInnen gerügt und im 
Zweifel durch ein Gericht festgestellt werden. Ist der Zwei-
fel berechtigt, müssen VermieterInnen die ab der Rüge zu 
viel entrichtete Miete zurückzahlen – Mietzahlungen, die vor 
der Rüge geleistet wurden, bleiben unberührt.

Mietpreisbremse gilt für gut ein Viertel der 
Bevölkerung

Die Mietpreisbremse wurde sukzessive ab Juni 2015 einge-
führt und gilt mittlerweile in 313 der insgesamt rund 11 000 
Städte und Gemeinden in Deutschland (Abbildung 1). Insge-
samt zwölf Bundesländer haben die Bundesgesetzgebung in 
eigenen Verordnungen umgesetzt. Die Mietpreisbremse gilt 
damit zwar nur für einen Bruchteil der Städte und Gemein-
den, in diesen leben aber knapp 28 Prozent der Gesamtbe-
völkerung Deutschlands. Im Umkehrschluss heißt dies, dass 
es vor allem städtische Gebiete sind, die durch die Mietpreis-
bremse reguliert werden.

Nach Angaben des Bundesinstituts für Bau-, Stadt und 
Raumforschung (BBSR) haben 86 Prozent aller Städte und 
Gemeinden, für die die Mietpreisbremse gilt, weniger als 

3	 Ausgenommen sind Mietverhältnisse für den sogenannten vorübergehenden Gebrauch. Dieser wird 

regelmäßig dann angenommen, wenn das begründete Mietverhältnis nicht mit der Absicht geschlossen 

wird, den Lebensmittelpunkt in die angemietete Wohnung zu verlagern. Typischerweise ist dies bei Feri-

enwohnungen der Fall. Aber auch zeitweise Vermietungen zum Beispiel an HanderwerkerInnen fallen in 

diese Kategorie. Allein die Tatsache, dass ein Mietvertrag für eine bestimmte Zeit geschlossen wird, reicht 

nicht aus, um von der Mietpreisbremse ausgenommen zu werden.

100 000 EinwohnerInnen, 29 Prozent haben weniger als 
10 000 EinwohnerInnen. Allerdings leben 55 Prozent der 
von der Mietpreisbremse betroffenen Bevölkerung in Städ-
ten mit über 300 000 EinwohnerInnen. Die meisten Men-
schen erreicht die Mietpreisbremse in Bayern und Nord-
rhein-Westfalen (Abbildung 2).

Große Kritik an der Mietpreisbremse

Die Mietpreisbremse steht massiv in der Kritik – und das 
nicht erst, seitdem sie in Kraft getreten ist. ÖkonomInnen 
argumentieren, dass die Preisbremse am grundlegenden 
Problem der Wohnungsknappheit nichts ändere und die Ver-
gabe des potentiell günstigeren Wohnraums an gering ver-
dienende Haushalte eher unwahrscheinlich sei. Vermieter
Innen könnten die Preise nicht mehr frei bestimmen und 
damit ihre MieterInnen nicht mehr nach der höchsten Zah-
lungsbereitschaft auswählen. Sie würden andere Kriterien 
verwenden und den Vertragsabschluss so zu einer Lotterie 
werden lassen. Eine immer wieder geäußerte Kritik ist dar-
über hinaus, dass, wenn die Mieten faktisch eingefroren 
würden4, der Anreiz geringer wäre, in neuen Wohnraum 
oder die Qualität bestehender Wohnungen zu investieren.5 
Zudem gebe es Anreize, Mietwohnungen als Eigentums-
wohnungen zu verkaufen und so das Angebot von Mietwoh-
nungen schrumpfen zu lassen. Zumindest die vermeintlich 

4	 Vgl. Philipp Deschermeier et al. (2014): Die Folgen der Mietpreisbremse. Eine Analyse am Beispiel der 

Wohnungsmärkte in Köln und Berlin. IW policy paper 17/2014 (online verfügbar).

5	 Vgl. beispielsweise Sachverständigenrat zu Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

(2013): Gegen eine rückwärtsgewandte Wirtschaftspolitik. Jahresgutachten 2013/14 (online verfügbar); 

oder Konstantin A. Kholodilin und Dirk Ulbricht (2014): Mietpreisbremse: Wohnungsmarktregulierung 

bringt mehr Schaden als Nutzen. DIW Wochenbericht Nr. 15, 319–327 (online verfügbar).

Abbildung 1

Städte und Gemeinden, in denen die Mietpreisbremse gilt
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Quellen: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung; eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2018

Die Mietpreisbremse gilt in 313 der insgesamt rund 11 000 Städte und Gemeinden 
in Deutschland.

https://www.iwkoeln.de/studien/iw-policy-papers/beitrag/philipp-deschermeier-heide-haas-marcel-hude-michael-voigtlaender-die-folgen-der-mietpreisbremse-201950.html
https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/gutachten/jg201314/JG13_Ges.pdf
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.442366.de/14-15-1.pdf
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fehlenden Anreize für Neubauinvestitionen werden kontro-
vers diskutiert, ist doch die Regulierung so ausgestaltet, dass 
der Neubau und die Modernisierung von Wohnungen zwei 
Möglichkeiten sind, sich als VermieterIn der Regulierung 
zu entziehen (Kasten 1).6

Mieterverbände und SozialpolitikerInnen bemängeln vor 
allem, dass die Regulierung für MieterInnen zu undurch-
sichtig sei und aus einer Missachtung der Mietpreisbremse 
keine Konsequenzen erwachsen würden. Insgesamt seien 
ImmobilieneigentümerInnen zu weitreichende Zugeständ-
nisse gemacht worden.7 Auch juristisch steht die Mietpreis-
bremse unter Druck, da diese nach Einschätzung des Land-
gerichts Berlin mit ihren Ausnahmen gegen das Gleichbe-
handlungsgebot von VermieterInnen verstößt und zudem 
die Erstellung der Mietspiegel keinen wissenschaftlichen Kri-
terien genügt.8 In Bayern wurde die Mietpreisbremsverord-
nung jüngst für ungültig erklärt, weil nicht hinreichend klar 
war, auf welcher Grundlage die Regionen mit angespannten 
Wohnungsmärkten bestimmt wurden.9

Kurz nach ihrer Einführung deuteten die ersten empiri-
schen Studien auf ein Versagen der Mietpreisbremse hin. 
Einige Arbeiten verglichen Mietinserate mit den Mietspie-

6	 Vgl. Claus Michelsen (2017): Die Mietpreisbremse ist keine Investitionsbremse. Kommentar im DIW 

Wochenbericht Nr. 26, 548 (online verfügbar).

7	 Vgl. Deutscher Mieterbund (2016): Mietpreisbremse wirkt nicht wie erhofft. Pressemitteilung vom 

12. September 2016 (online verfügbar).

8	 Landgericht Berlin, Aktenzeichen 67 S 218/17 und Aktenzeichen 18 S 183/15.

9	 Landgericht München, Aktenzeichen 14 S 10058/17.

geln – beispielsweise von Berlin – und stellten fest, dass 
große Teile der Inserate die zulässigen Höchstmieten über-
treffen.10 Andere Arbeiten bedienten sich der sogenannten 
Differenzen-in-Differenzen-Methode, um anhand eines Ver-
gleichs der regulierten Mieten mit einer unregulierten Kon-
trollgruppe zu identifizieren, welche Wirkung die Mietpreis-
bremse auf die Mietentwicklung in einer Region hat. Diese 
Art von Studien erlaubt zwar keine Aussagen darüber, inwie-
weit die Gesetzgebung missachtet wird. Allerdings lassen die 
Studien Aussagen darüber zu, ob eine Dämpfung der Miet
entwicklung und damit der intendierte Effekt der Regulie-
rung eingetreten sind.11 Auch das DIW Berlin hat gemeinsam 
mit der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 
ein Jahr nach der Einführung der Mietpreisbremse eine auf 
diesem Forschungsdesign aufbauende Studie veröffentlicht. 
Diese legt nahe, dass die Mietpreisbremse an den Rändern 
regulierter Städte und Gemeinden nicht wirkt.12 Auf Grund-
lage detaillierterer Berechnungen und Schätzungen sind die 
Ergebnisse dahingehend zu qualifizieren, dass von der Ent-
wicklung in den Außenbezirken von Städten und Gemein-
den nicht ohne weiteres auf die inneren Bezirke geschlos-
sen werden kann.

10	 Vgl. Arnt von Bodelschwingh, Marleen Dettmann und Hendrik Schlichting (2016): Wiedervermietungs-

mieten und Mietpreisbremse in Berlin. Kurzanalyse für den Berliner Mieterverein e.V. (online verfügbar); 

Armin Hentschel und Julian Hopfenmüller (2016): Mietpreisbremse Berlin – Zwischenbilanz 2016. Kurzu-

gutachten für den Berliner Mieterverein e.V. (online verfügbar).

11	 Vgl. für eine detaillierte Analyse des Berliner Markts Lorenz Thomschke (2016): Distributional price 

effects of rent controls in Berlin: When expectation meets reality. CAWM Discussion Paper, Centrum für 

Angewandte Wirtschaftsforschung Münster (online verfügbar); oder in rudimentärer Form von Philipp De-

schermeier, Björn Seipelt und Michael Voigtländer (2017): Evaluation der Mietpreisbremse. IW policy paper 

5/2017 (online verfügbar).

12	 Vgl. Konstantin A. Kholodilin, Andreas Mense und Claus Michelsen (2016): Die Mietpreisbremse wirkt 

bisher nicht. DIW Wochenbericht Nr. 22, 491–499 (online verfügbar).

Abbildung 2

Bevölkerung, die durch die Mietpreisbremse erreicht wird, nach Bundesländern
Anzahl (linke Achse) und Anteil an gesamter Bevölkerung eines Bundeslandes (rechte Achse)
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Anmerkung: In Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen-Anhalt, Sachsen und im Saarland gilt die Mietpreisbremse bisher in keiner einzigen Region.

Quellen: Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung; eigene Berechnungen.
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Die meisten Menschen erreicht die Mietpreisbremse in Bayern, Nordrhein-Westfalen und Berlin.

https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.560529.de/17-26-5.pdf
https://www.mieterbund.de/presse/pressemeldung-detailansicht/article/36845-mietpreisbremse-wirkt-nicht-wie-erhofft.html
https://www.berliner-mieterverein.de/uploads/2016/05/pm1616-Anl1-RegioKontext-Kurzanalyse-Mietpreisbremse.pdf
https://www.berliner-mieterverein.de/uploads/2016/05/pm1616-Anl2-IFSS-Wirkungsanalyse-Mietpreisbremse-240516.pdf
https://www.wiwi.uni-muenster.de/cawm/sites/cawm/files/cawm/download/Diskussionspapiere/cawm_dp89.pdf
https://www.iwkoeln.de/studien/iw-policy-papers/beitrag/philipp-deschermeier-bjoern-seipelt-michael-voigtlaender-evaluation-der-mietpreisbremse-335632.html
https://www.diw.de/documents/publikationen/73/diw_01.c.535236.de/16-22-1.pdf
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Schematische Darstellung der Wirkung der Mietpreisbremse

Häufig wird argumentiert, die Mietpreisbremse reduziere 

die Anreize, neue Wohnungen zu bauen. Deshalb raten 

ÖkonomInnen regelmäßig von der Einführung von Miet-

regulierungen ab – beispielsweise auch der Sachverstän-

digenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen 

Entwicklung.1 Allerdings greift die Argumentation häufig zu 

kurz. Die meisten KritikerInnen haben eine pauschale Miet

regulierung für alle Wohnungen im Kopf. In einem solchen 

Fall würde eine Mietobergrenze (mr) unterhalb der Markt-

miete (kurzfristig m*, bestimmt durch den Schnittpunkt 

des kurzfristigen, unflexiblen Angebots an Wohnungen 

Ak und der Nachfrage nach Wohnungen N) tatsächlich 

zu weniger Neubau und einem mittelfristig geringeren 

Wohnungsangebot führen (Wr ist kleiner als W*, bestimmt 

durch den Schnittpunkt des langfristigen und flexiblen 

Wohnungsangebots Al und der Mietobergrenze mr). Ohne 

eine Regulierung wäre langfristig eine Ausweitung des 

Wohnungsangebots bis zur Menge Wl zu beobachten. Mit 

Einführung der Regulierung würden zudem zusätzliche 

Haushalte in die Stadt gelockt und so noch mehr ohne 

Wohnung bleiben als ohne eine Preisregulierung (die Diffe-

renz von Wre und Wr) (Abbildung 1).

Allerdings nimmt die Mietpreisbremse Neubauten explizit 

und unbefristet von der Regulierung aus. Auch umfassen-

de Modernisierungen erlauben eine freie Setzung der Mie-

ten seitens der VermieterInnen. Dies hat zur Folge, dass 

der Markt zweigeteilt ist: in ein kleines unreguliertes Neu-

bausegment und ein reguliertes Altbausegment. In einem 

solchen Fall wirkt die Mietregulierung anders als zuvor 

beschrieben. Kurzfristig erhöht die niedrigere regulierte 

Miete (mr) die Wohnraumnachfrage. Es wird Wohnraum in 

der Größenordnung von Wre nachgefragt, insgesamt kann 

aber nur die Menge Wr zur regulierten Miete vermietet 

werden. Unter der vereinfachenden Annahme, dass die 

Wohnungen zufällig an Haushalte vermietet werden, än-

dert sich der Verlauf der Nachfragefunktion, dargestellt 

durch die orangefarbene Linie. Kurzfristig kann auch das 

unregulierte Angebot an Wohnraum nicht ausgeweitet 

werden – damit kommt es zu einem Sprung bei den Neu-

baumieten auf das Niveau mku. Der satte Ertragszuwachs 

lockt zusätzliche InvestorInnen auf den Markt, die dann das 

Angebot an Wohnraum langfristig ausweiten (Wlu) – und 

zwar in einem größeren Umfang, als dies ohne eine Mietre-

gulierung der Fall gewesen wäre. 

Unter dem Strich führt die einfache statische Analyse der 

Wirkung der Mietpreisbremse zu folgenden Schlüssen: 

Wenn die Miete im regulierten Marktsegment effektiv ge-

senkt wird, kommt es zu Mietpreisexzessen im unregulier-

ten (Neubau-)Segment. Dies führt zu Immobilienpreisstei-

1	 Vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 

(2015): Zukunftsfähigkeit in den Mittelpunkt. Jahresgutachten 2015/16 (online verfügbar).

gerungen in diesem Teilmarkt und zu einer Ausweitung 

des Angebots – und zwar zu einer größeren als im Fall, 

in dem das andere Marktsegment ebenfalls unreguliert 

ist. Unklar ist, was mit dem regulierten Bestand passiert. 

Wahrscheinlich ist, dass Modernisierungen als attraktive 

Ausweichmöglichkeit gesehen werden, sich einfachere 

Renovierungen aber nicht mehr auszahlen. Die Qualität im 

regulierten Marktsegment dürfte also sinken. Auch könn-

ten ImmobilienbesitzerInnen versucht sein, regulierte Miet-

wohnungen in Eigentumswohnungen umzuwandeln.

Abbildung 1

Wirkung einer pauschalen Mietregulierung
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Quelle: Eigene Darstellung.
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Abbildung 2

Wirkung einer Mietregulierung nur im Altbausegment
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https://www.sachverstaendigenrat-wirtschaft.de/fileadmin/dateiablage/gutachten/jg201516/wirtschafts-gutachten/jg15_ges.pdf
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Differenzierte Betrachtung zeigt: 
Mietpreisbremse kann nicht überall wirken

Eine Erklärung für das Ergebnis der DIW-Studie aus dem 
Sommer 2016 ist, dass die Mietpreisbremse in den Unter-
suchungsregionen zwar eingeführt wurde, allerdings fak-
tisch gar keine Wirkung entfalten konnte. Dies zeigt der 
vorliegende Wochenbericht auf Basis einer differenzierten 
Betrachtung. Die Ursache liegt in der Mechanik der Miet-
preisbremse selbst. Maßstab für die maximal zulässige Neu-
vertragsmiete ist die ortsübliche Vergleichsmiete plus zehn 
Prozent, die idealtypisch in einem nach wissenschaftlichen 
Grundsätzen erarbeiteten qualifizierten Mietspiegel festge-
legt wird, der die Mietentwicklung der vorangegangenen 
vier Jahre abbilden soll. Allerdings sind qualifizierte Miet-
spiegel relativ selten und die weiter verbreiteten einfachen 
Mietspiegel gelten als noch weniger gerichtsfest.13 Alterna-
tiv kann die ortsübliche Vergleichsmiete auch über ein Gut-
achten eines Sachverständigen oder aber über die Höhe der 
vereinbarten Miete in drei nach Lage, Größe und Qualität 
vergleichbaren Objekten nachgewiesen werden. Vorausset-
zung ist, dass die Vereinbarung über die Miethöhe in diesen 
Objekten nicht länger als vier Jahre zurückliegt.

Rechnerisch lässt sich zeigen, dass es für die faktische Wir-
kung der Mietpreisbremse darauf ankommt, wie stark die 
Mieten vergleichbarer Objekte in den vergangenen Jahren 
gestiegen sind. Gab es in den vier Jahren vor Einführung der 
Regulierung ein jährliches Mietwachstum von weniger als 
3,9 Prozent, hat dies zur Folge, dass weder ein Sinken der 
Neuvertragsmieten noch eine Verlangsamung des Trends 
des Mietwachstums zu erwarten ist. Dies liegt daran, dass 
die Mietpreisbremse Mieten bis maximal zehn Prozent ober-
halb des örtlichen Vergleichsniveaus erlaubt. Bei jährlichen 
Preissteigerungen von bis zu 3,9 Prozent ist dies nicht bin-
dend und die Preisbremse damit de facto wirkungslos, da 
die Marktmiete in diesem Fall rechnerisch nicht um mehr 
als zehn Prozent über der ortsüblichen Vergleichsmiete lie-
gen kann (Abbildung 3).

Sind die Mieten vor der Regulierung um mehr als 4,8 Pro-
zent jährlich gestiegen, dürfte das Mietniveau einmalig sin-
ken und anschließend langsamer wachsen als im Fall ohne 
Mietpreisbremse. Bei jährlichen Steigerungsraten zwischen 
3,9 und 4,8 Prozent ist nur eine Änderung des Trends zu 
erwarten.14 In beiden Fällen ist die Mietpreisbremse bin-
dend, da die Zehn-Prozent-Obergrenze die Marktentwick-
lung deckelt. Diese Schwellenwerte können unter Berück-
sichtigung unterschiedlicher Entwicklungen von Bestands- 
und Neuvertragsmieten anders ausfallen.

13	 Vgl. Oliver Lerbs und Steffen Sebastian (2015): Mietspiegel aus ökonomischer Sicht – Vorschläge für 

eine Neuregulierung. IRE|BS Beiträge zur Immobilienwirtschaft, Heft 10 (online verfügbar); Steffen Sebastian 

(2016): Reform von Mietspiegel und ortsüblicher Vergleichsmiete. Zeitschrift für Wirtschaftspolitik 65.3, 240–

252; und Michael Voigtländer (2016): Zeit für moderne Mietspiegel. IW Kurzbericht 44/2016 (online verfügbar).

14	 Grundlage für diese Berechnungen ist ein einfaches exponentielles Mietwachstumsmodell, das in der 

kurzen Frist plausibel ist. Für die konkrete Formel und weitere Details vgl. Andreas Mense, Claus Michelsen 

und Konstantin A. Kholodilin (2017): Empirics on the causal effects of rent control in Germany. FAU Discus-

sion Papers in Economics 24/2017 (online verfügbar). Unter Berücksichtigung der Entwicklung der Mieten 

in bestehenden Verträgen können sich andere Grenzwerte ergeben. Die hier vorgestellten Berechnungen 

sollen als Anhaltspunkt, nicht als exakte Berechnung der faktischen Wirksamkeit, verstanden werden.

Abbildung 3

Wirkung der Mietpreisbremse nach Höhe des vorangegangenen 
Mietwachstums 
Index Monat 1=100; Mietpreisbremse ab Monat 49
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Quelle: Eigene Berechnungen.
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Je stärker die Mieten in den vier Jahren vor Einführung der Mietpreisbremse gestiegen 
sind, desto größer ist der Effekt der Regulierung.

http://ftp.zew.de/pub/zew-docs/gutachten/IREBS10Mietspiegel2015.pdf
https://www.iwkoeln.de/fileadmin/publikationen/2016/294927/IW-Kurzbericht_2016-44_Mietspiegel.pdf
https://www.gate.cnrs.fr/IMG/pdf/mense_diw_housing_mpb_26.pdf
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Abbildung 4

Mietpreisbremse in Deutschland 

Quelle: Eigene Berechnungen.

© DIW Berlin 2018

In nur wenigen Regionen Deutschlands gilt die Mietpreisbremse und in noch weniger Regionen dämpft sie tatsächlich den Anstieg der Mieten.
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Kasten 2

Methode

Die größte Schwierigkeit bei der Messung von Preiseffekten 

auf dem Wohnungsmarkt besteht darin, dass Mieten von einer 

Vielzahl an Faktoren beeinflusst werden. Eine wichtige Rolle 

kommt dabei der unmittelbaren Umgebung der Wohnung zu. 

Beispielsweise wird eine neue Parkanlage die Wohnqualität 

des Viertels steigern, was aufgrund einer höheren Nachfrage 

nach Wohnungen in Nähe des Parks zu höheren Mieten führen 

dürfte. Bei der Messung der Preiseffekte durch die Mietpreis-

bremse müssen solche „Störfaktoren“ soweit möglich ausge-

blendet werden.

In der vorliegenden Studie wird dies durch die Wahl einer 

geeigneten Vergleichsgruppe erreicht. Wohnungen, die nach 

dem 1. Oktober 2014 erstmalig genutzt werden, sind dauerhaft 

von der Mietpreisbremse ausgenommen. Sie unterliegen aber 

im Wesentlichen den gleichen Einflüssen wie an die Mietpreis-

bremse gebundene Wohnungen in vergleichsweise jungen 

Gebäuden (Baujahr nach 2004) im gleichen Viertel. Der Ver-

gleich der beiden Gruppen über die Zeit erlaubt es, den Effekt 

der Mietpreisbremse auf die Mieten zu isolieren.

Durch zwei weitere Umstände wird dies noch begünstigt. 

Zum einen wurde die Mietpreisbremse in verschiedenen 

Bundesländern zu unterschiedlichen Zeitpunkten eingeführt. 

Wäre beispielsweise die Nachfrage nach Wohnungen in Ber-

lin, Frankfurt am Main und München im Juli 2015 sprunghaft 

zurückgegangen, hätte dies dort sinkende Mieten zur Folge 

gehabt. Es bestünde die Gefahr, dass diese Preisbewegung 

fälschlicherweise der Mietpreisbremse zugeschrieben wird. 

Allerdings ist in dem hypothetischen Beispiel zu diesem Zeit-

punkt nur Berlin von der Mietpreisbremse betroffen. Effekte 

derartiger überregionaler Faktoren können daher vom Effekt 

der Mietpreisbremse getrennt werden. Zum anderen zielt die 

Methode darauf ab, zu einem bestimmten Datum diskonti-

nuierliche Sprünge im Mietindex zu finden. Es ist auch aus 

diesem Grund unwahrscheinlich, dass unbeobachtete Stör-

variablen den gemessenen Effekt erklären können, weil diese 

ebenfalls zu einem Sprung im Index zu diesem Datum hätten 

führen müssen.

Der Mietindex basiert auf einer hedonischen Schätzung, die 

den Index um beobachtete Qualitätsmerkmale der Woh-

nungen sowie um Lagemerkmale bereinigt. Die zeitliche 

Entwicklung der Mieten wird über sogenannte Cubic Splines 

dargestellt. Das sind stückweise Polynome, die zwar große 

Schwankungen erlauben, jedoch keine diskreten Sprünge. Sie 

ergeben einen über die Zeit kontinuierlichen Index. Auf diese 

Weise werden zwei separate Indizes bestimmt – für die Gruppe 

der Wohnungen mit Mietpreisregulierung und für die Kontroll-

gruppe (Neubauwohnungen ohne Mietpreisregulierung).

Der Effekt der Mietpreisbremse wird über zwei zusätzliche Ter-

me geschätzt. Diese messen jeweils den Sprung im Index zum 

Datum der Einführung der Mietpreisbremse in den jeweiligen 

Gemeinden. Die Schätzgleichung lautet

ln Ri =  xiβ +  ρzi + f (ti;mpbi) +  δ1aktivti + δ2(aktivti ∙mpbi) + ηi.

Dabei ist ln Ri der natürliche Logarithmus der monatlichen 

Quadratmetermiete von Wohnung i. xi sind physische Eigen-

schaften der Wohnung und ρzi ist ein Postleitzahl-fixer Effekt 

für die Postleitzahl zi. Diese beiden Terme sorgen für eine 

Qualitäts- und Lagebereinigung der Mietindizes. f (ti;mpbi) 

ist der kontinuierliche Mietindex, der separat für die beiden 

Gruppen mit (mpbi = 1) und ohne Mietpreisbremse (mpbi = 
0) geschätzt wird. Dabei bezeichnet ti den Monat, in dem die 

Wohnung i zur Vermietung angeboten wurde. aktivti nimmt 

den Wert 0 (1) an, wenn i vor (nach) Aktivierung der Mietpreis-

bremse zur Vermietung angeboten wurde. ηi ist der Fehlerterm 

der Regression.

δ1misst die sprunghafte Änderung der Mieten in nicht regulier-

ten und regulierten Wohnungen zum Datum der Einführung 

der Mietpreisbremse im jeweiligen Bundesland, δ2 misst die 

Abweichung von dieser allgemeinen Änderung in der Gruppe 

der regulierten Wohnungen. δ2 ist somit der kurzfristige Netto

Effekt der Mietpreisbremse auf die von der Mietpreisbremse 

regulierten Wohnungen. Da die Mieten in logarithmierter Form 

in die Schätzgleichung eingehen, lassen sich 100 × δ1  und 

100 × δ2  näherungsweise als Prozenteffekte interpretieren.

Je nach Verlauf des Index können die mittel- und langfristigen 

Effekte davon abweichen. Die grafischen Ergebnisse legen 

nahe, dass die Differenz zwischen regulierten und nicht regu-

lierten Wohnungen über die Zeit wächst – in Einklang mit den 

theoretischen Erwartungen.
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Die Konsequenz aus diesen Überlegungen ist, dass die Miet-
preisbremse nur in solchen Gegenden überhaupt wirken 
kann, in denen die jährlichen Mietpreissteigerungen vor der 
Einführung „hoch genug“ waren, sprich höher als 3,9 Pro-
zent. In erster Linie dürfte dies in den Innenstadtbereichen 
der Fall sein. In den Außenbezirken vieler der 313 regulier-
ten Städte und Gemeinden gilt die Mietpreisbremse zwar de 
jure, entfaltet allerdings de facto keine bindende Wirkung 
(Abbildung 4). Dies ist eine wichtige Erklärung für die Ergeb-
nisse bisheriger Studien.

Auswirkungen nicht nur im regulierten 
Marktsegment

Die Regulierung von Neuvertragsmieten stellt in der jünge-
ren Geschichte der Bundesrepublik ein Novum dar.15 Zuvor 
beschränkten sich die staatlichen Eingriffe nahezu auf die 
Höhe der Mieten in bestehenden Mietverhältnissen. Zwei 
weitere Innovationen der Mietpreisbremse sind ihre räumli-
che Differenzierung und die Beschränkung auf das Bestands-
segment. Damit ist sie eine Mietregulierung der sogenann-
ten zweiten Generation, über deren Auswirkungen auf die 
Wohnungsmärkte seit Jahren kontrovers debattiert wird.16

Der zentrale Streitpunkt ist die wohlfahrtstheoretische Aus-
wirkung der Mietpreiskontrolle. Während es unter Ökonom
Innen unstrittig ist, dass eine pauschale Regulierung für 
ausnahmslos alle Gebäude dazu führen würde, dass die 
Bautätigkeit zurückgeht, weniger Wohnungen modernisiert 
werden und die Immobilienpreise sinken, ist dies bei einer 
differenzierten Mietregulierung wie der Mietpreisbremse 
anders einzuschätzen (Kasten 1). So wird für einen großen 
Teil des Markts eine niedrigere Miete festgesetzt, während 
in einem kleineren Teil die Marktkräfte weiterhin frei wal-
ten können. Dies führt – wie intendiert – dazu, dass auch 
solche Haushalte weiter innerhalb der Städte nach Wohn-
raum suchen, die sich diesen eigentlich nicht leisten kön-
nen und abgewandert wären. Die Nachfrage ist damit höher 
als im Fall ohne Mietpreisbremse. Sozusagen das Ventil für 
diese erhöhte Nachfrage ist das unregulierte (Neubau-)Seg-
ment. Hier steigen die Mieten mit Einführung der Regulie-
rung kräftig, was den Anreiz, neue Wohnungen zu bauen, 
erhöht. Unter dem Strich kann die Einführung einer Mie-
tenregulierung damit sogar zu einer Ausweitung des Woh-
nungsbestands führen – Voraussetzung dafür ist jedoch, 
dass die regulierten Wohnungen weiterhin am Markt gehal-
ten werden.17

Auch diese Erkenntnis hat Auswirkungen auf ein Unter-
suchungsdesign, das auf den Vergleich räumlich nahe bei
einanderliegender regulierter und nicht regulierter Woh-

15	 Vgl. Konstantin A. Kholodilin (2017): Quantifying a century of state intervention in rental housing in 

Germany. Urban Research & Practice, 10(3), 267–328.

16	 Vgl. beispielsweise Richard Arnott (1995): Time for revisionism on rent control?. The Journal of Econo-

mic Perspectives, 9(1), 99–120; oder Edgar E. Olsen (1988). What do economists know about the effect of 

rent control on housing maintenance?. The Journal of Real Estate Finance and Economics, 1(3), 295–307.

17	 Für Details vgl. Mense, Michelsen und Kholodilin (2017), a. a. O.; und John F. McDonald, J. F. und Daniel 

P. McMillen (2010): Urban Economics and Real Estate: Theory and Policy. John Wiley & Sons; oder Morten 

Skak und Gintautas Bloze (2013): Rent control and misallocation. Urban Studies 50(10), 1988–2005.

nungen abstellt. Die Effekte der Mietpreisbremse in faktisch 
regulierten Märkten äußern sich somit sowohl in sinkenden 
oder weniger stark steigenden Mieten für regulierte Woh-
nungen, als auch in zeitgleich stark steigenden Mieten für 
unregulierte Wohnungen.

Mietpreisbremse wirkt nur in Regionen, in 
denen die Mieten zuvor um mehr als 3,9 Prozent 
gestiegen sind

Basierend auf diesen Erkenntnissen haben das DIW Berlin 
und die Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg 
eine weitere empirische Untersuchung der Wirksamkeit der 
Mietpreisbremse vorgenommen. Ergänzend zu den vorlie-
genden Studien wird dabei ein differenzierteres Untersu-
chungsdesign verwendet. Verglichen werden die Mietent-
wicklung von regulierten jungen Altbauten mit der Entwick-
lung unregulierter Neubauten (Kasten 2). Datengrundlage 
sind rund 200 000 Mietinserate, gesammelt auf den bekann-
ten Onlineplattformen18, aus den Jahren 2011 bis Ende 2016 
aus allen von der Mietpreisbremse betroffenen Städten und 
Gemeinden in Deutschland. Die tatsächliche Anzahl der 
Beobachtungen ist abhängig von der konkreten Spezifikation 
der Modelle und der regionalen Abgrenzung. Eine wesentli-
che Neuerung ist, dass die Untersuchung für Regionen mit 
hohem Mietwachstum und Regionen mit geringem Miet-
wachstum separat vorgenommen wird.

Die Ergebnisse zeigen, dass die Mietpreisbremse in Regio-
nen, die vor der Einführung ein hohes Mietwachstum auf-
wiesen (mehr als 4,8 Prozent jährlich, grüne Gebiete in Abbil-
dung 4), die Entwicklung der Mieten dort deutlich bremst 
(Abbildung 5). In diesen Regionen – dazu zählen beispiels-
weise München Laim und Schwabing, Teile von Berlin Mitte 
und Neukölln, das Heusteigviertel in Stuttgart oder aber 
Innenstadtbereiche von Bielefeld – sind die Mieten für regu-
lierte Wohnungen mit Inkrafttreten der Mietpreisbremse 
einmalig um durchschnittlich 2,9 Prozent gegenüber dem 
jeweiligen Monat vor Inkrafttreten der Regulierung gesun-
ken. Ein Vergleich mit nicht regulierten Wohnungen (Kon-
trollgruppe) zeigt zudem, dass sich die Miettrends danach 
auseinanderentwickelten, was auf eine dauerhaft verlangsa-
mende Wirkung der Mietentwicklung durch die Mietpreis-
bremse hindeutet. Gleichzeitig zeigen sich für die unregu-
lierten Neubauten deutliche Anstiege bei den Neuvertrags-
mieten ab dem Zeitpunkt, an dem die Mietpreisbremse lokal 
scharf gestellt wurde. Dies entspricht den Ergebnissen der 
theoretischen Vorüberlegungen und legt nahe, dass das Neu-
bausegment sozusagen als Überdruckventil für den regulier-
ten Wohnungsmarkt dient.

Für regulierte Regionen, in denen die Mieten vor Einführung 
der Mietpreisbremse vergleichsweise wenig gestiegen sind, 
lassen sich derartige Effekte nicht nachweisen. Dort ist nach 
der Einführung der Mietpreisbremse trotz ihrer rechtlichen 
Gültigkeit keine Veränderung des Mietniveaus und, wenn 

18	 Ausgewertet wurden Inserate der Plattformen www.immobilienscout24.de, www.immonet.de und 

www.immowelt.de.
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rung unterworfen sind. Typischerweise handelt es sich somit 
eher um Innenstadtbezirke, in denen die Mietpreisbremse 
greift. Außenbezirke hingegen sind deutlich seltener durch 
die Mietpreisbremse tatsächlich berührt.

Fazit: Politik sollte mehr Anreize für den 
Wohnungsbau setzen

Die Mietpreisbremse wird bislang in der Regel nicht als 
erfolgreiches Projekt wahrgenommen. Sie setze nicht konse-
quent am Problem der Preisentwicklung an, sei zudem halb-
herzig umgesetzt und juristisch fragwürdig, so das Urteil von 
KritikerInnen. Wesentlich zu dieser Einschätzung beigetra-
gen haben dürfte, dass es bisher kaum empirische Belege für 
die Wirksamkeit der Mietpreisbremse gegeben hat. Zudem 
hält sich hartnäckig die Ansicht, dass sie eine Investitions-
bremse für den dringend benötigten Neubau sei, der Knapp-
heiten auf dem Wohnungsmarkt beseitigen könnte.

Zumindest der letzte Punkt muss eindeutig als Vorurteil 
eingeordnet werden, das bislang empirisch nicht belegt und 
zudem theoretisch unplausibel ist. Vielmehr spricht einiges 
dafür, dass die Mietpreisbremse den Anreiz, neu zu bauen, 
eher erhöht. Dafür sprechen auch die in diesem Wochen
bericht vorgestellten Ergebnisse zur Mietentwicklung. Denn 
in den faktisch regulierten Gebieten kommt es zu einer 
Dämpfung der Mieten im preisgebremsten Segment beste-
hender Wohnungen, während die Neubaumieten und damit 
die Erträge für NeubauinvestorInnen schneller steigen. Vor-
aussetzung für eine stärkere Neubautätigkeit ist allerdings, 
dass das Angebot an Bauland hinreichend flexibel ist. Hier 
sind vor allem die Kommunen gefordert.

überhaupt, auch nur ein sehr leichtes Abflachen des Trends 
der regulierten Mieten zu beobachten (Abbildung 5). Alles 
in allem deuten die Ergebnisse darauf hin, dass die Miet-
preisbremse eine Wirkung entfaltet, wie sie von Regulie-
rungen der sogenannten zweiten Generation erwartet wer-
den können: Die Neuvertragsmieten im regulierten Markt-
segment, also für bereits bestehende Wohnungen, steigen 
weniger schnell, während sich das Mietwachstum im unre-
gulierten Neubausegment beschleunigt.

Wirkung in zentrumsnahen, eher weniger gut 
situierten Gegenden

Die Frage, wer letztendlich Nutznießer der preisdämpfenden 
Wirkung der Mietpreisbremse ist, kann nicht beantwortet 
werden. Hierfür bedürfte es Informationen darüber, wer in 
die preisregulierten Wohnungen eingezogen ist. Kleinräu-
mige Wanderungsdaten, geschweige denn Mietenregister, 
existieren in Deutschland allerdings nicht. Dies ist gerade in 
Situationen wie der derzeitigen ein Problem für die wissen-
schaftliche Forschung, vielmehr aber für politische Entschei-
dungsprozesse, denen es als Folge häufig an einer belastba-
ren Informationsgrundlage fehlt.

Es können aber Aussagen darüber getroffen werden, was 
die regulierten Regionen sozioökonomisch charakterisiert. 
Diese Informationen können auf kleinräumiger Ebene aus 
der Erhebung des Zensus 2011 entnommen werden. Die 
Ergebnisse dieser Analyse zeigen, dass es vor allem Gebiete 
mit einer höheren Bevölkerungsdichte und einem höheren 
Ausländeranteil bei gleichzeitig eher geringem Immobili-
enpreisniveau sind, die häufiger einer faktischen Regulie-

Abbildung 5

Entwicklung der Mieten für regulierte bestehende und unregulierte neu gebaute Wohnungen 
Index Dezember 2012 = 100; in Prozent
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Sind die Mieten vor Einführung der Mietpreisbremse stark gestiegen, entfaltet diese ihre Wirkung. Gleichzeitig sorgt sie aber dafür, dass sich das Wohnen in unregulierten 
Neubauwohnungen deutlich schneller verteuert als zuvor.
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dem kritischen Wert von 3,9 Prozent lag, hat ihre Einführung 
vielerorts Erwartungen geweckt, die die Mietpreisbremse 
konstruktionsbedingt von vornherein nicht erfüllen konnte.

Für die Politik bleiben die wohnungsmarktpolitischen Her-
ausforderungen groß. Die Mietpreisbremse kann dabei nicht 
das Instrument zur Lösung aller Probleme sein, sondern den 
handelnden AkteurInnen höchstens Zeit verschaffen, um die 
Voraussetzungen für einen stärkeren Wohnungsneubau zu 
schaffen. Darauf sollte sich die künftige Bundesregierung 
konzentrieren. Gemeinhin gilt, dass das Baulandangebot zu 
knapp ist und somit oft nicht ausreichend durch Wohnungs-
neubau auf die erhöhte Nachfrage reagiert werden kann. In 
diesem Zusammenhang eröffnen sich mehrere Möglichkei-
ten: Kommunen sollten mehr Flächen für den Wohnungsbau 
aktivieren, was bundesseitig durch eine Reform der Grund-
steuer flankiert werden könnte. Würde statt des Gebäude-
werts ein hypothetischer Bodenwert besteuert, errechnet aus 
den möglichen Nutzungserträgen einer Bebauung, entstün-
den daraus sehr wahrscheinlich Anreize für eine verstärkte 
Bautätigkeit – zum einen auf derzeit brach liegenden Grund-
stücken, zum anderen aber auch auf bereits erschlossenen 
Flächen, indem Gebäude aufgestockt oder Hinterhöfe bebaut 
werden. Eine solche Nachverdichtung hätte den Vorteil, dass 
InvestorInnen keine hohen Preise für knappe Baugrundstü-
cke zahlen müssten. So bestünde die Möglichkeit, günstigen 
Wohnraum zu bauen. Öffentliche Zuschüsse könnten dabei 
eine wichtige Rolle spielen, um mögliche Eigenkapitaleng-
pässe bei InvestorInnen zu schließen.

Was die preisdämpfende Wirkung der Mietpreisbremse bei 
neu vermieteten Bestandswohnungen betrifft, ist sie aus 
empirischer Sicht besser als ihr Ruf. In den Städten und 
Gemeinden, in denen die Mietpreisbremse eingeführt wurde 
und in denen sie überhaupt wirken kann, was ab einem vor-
angegangenen jährlichen Anstieg der Mieten von mehr als 
3,9 Prozent der Fall ist, wirkt sie auch. In solchen Regionen 
steigen die Mieten in der Folge weniger schnell oder sinken 
sogar einmalig um bis zu knapp drei Prozent.

Ob damit allerdings die intendierten Effekte erreicht wer-
den, insbesondere das Verhindern einer Verdrängung 
sozial schwacher Haushalte, und in welchem Umfang Ver-
stöße gegen die Mietpreisbremse vorliegen, bleibt weiter-
hin unklar. Plausibel erscheint, dass die Mietpreisbremse 
Haushalten mit geringen Einkommen nur wenig nützt. 
Diese dürften trotz des gebremsten Preisanstiegs bei der 
Auswahl durch die VermieterInnen durch das Sieb fallen. 
Hingegen dürften Haushalte mit mittleren Einkommen, 
deren Bonität gegenüber den hohen Einkommen nicht so 
stark abfällt, von der Regulierung profitieren. Die Mietpreis-
bremse dürfte für diese Haushaltsgruppe die Flexibilität am 
Wohnungsmarkt erhalten und einen sogenannten Lock-in-
Effekt verhindern. Dieser beschreibt eine Situation, in der 
sich Haushalte trotz höherem Mietbudget bei einem Umzug 
nur verschlechtern können.

Da die Mietpreisbremse aber in vielen Regionen faktisch 
nicht greift, weil das vorherige Mietwachstum dort unter 
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1.	 Herr Michelsen, die Mietpreisbremse sieht vor, dass die 

Miete bei neu geschlossenen Verträgen das Niveau der 

ortsüblichen Vergleichsmiete um nicht mehr als zehn Pro-

zent übersteigen darf. Die in diese Maßnahme gesetzten 

Hoffnungen wurden aber bislang nicht wirklich erfüllt. Ist 

die Mietpreisbremse eine Fehlkonstruktion? Das kann man 

so pauschal nicht sagen. Die Mietpreisbremse hat gewisse 

Schwächen und hat möglicherweise Hoffnungen geweckt, die 

sie in dieser Form nicht erfüllen konnte. Eine zentrale Erkennt-

nis aus unserer Analyse ist, dass die Mietpreisbremse in vielen 

Regionen keine Wirkung entfalten kann, weil die Mietdynamik, 

die vor der Einführung der Mietpreisbremse dort stattgefunden 

hat, nicht so kräftig war, dass die Regulierung tatsächlich eine 

Veränderung des Trends hätte herbeiführen können.

2.	 Kann denn die Mietpreisbremse unter anderen Bedingun-

gen wirksam sein? Die Mietpreisbremse wirkt dort, wo die 

Mieten vor Einführung der Regulierung um mindestens 3,9 

Prozent gestiegen sind. In Regionen mit einem vorherigen 

Mietwachstum von mindestens 4,8 Prozent sehen wir sogar, 

dass die Mieten für regulierte Wohnungen mit Einführung der 

Mietpreisbremse einmalig gesunken sind. Das ist ein klares 

Indiz dafür, dass die Regulierung genau das getan hat, was 

sie sollte. In Regionen, in denen die Mieten im Vorfeld der 

Einführung um weniger als 3,9 Prozent pro Jahr gestiegen 

sind, beobachten wir schlicht und ergreifend keinen Effekt der 

Mietpreisbremse. Typischerweise sind das die Regionen, die 

an den Stadträndern liegen, und nicht die urbanen Zentren.

3.	 Hat der Gesetzgeber überhaupt eine Möglichkeit, zwi-

schen diesen Regionen mit unterschiedlichen Mietpreis-

dynamiken zu unterscheiden? Er könnte natürlich versu-

chen, stärker zu differenzieren, doch das ist nicht der Punkt. 

Die eigentliche Frage ist, welche Regionen möchte man 

tatsächlich regulieren? Man hat sich mit diesem Zehn-Pro-

zent-Aufschlag eine ganz bestimmte Gruppe von Stadtteilen 

herausgepickt. Damit hat man allerdings auch in anderen 

Stadtteilen die Hoffnung geweckt, dass die Mietpreisbremse 

eine Wirkung entfalten kann, und diese Hoffnungen wurden 

dann teilweise enttäuscht.

4.	 Welche Auswirkungen hat es auf den Wohnungsmarkt 

und die Neubautätigkeit, wenn durch Maßnahmen wie 

die Mietpreisbremse preisregulierend eingegriffen wird? 

Ökonomen verwehren sich typischerweise diesem Instru-

ment der Mietpreisbremse. Das Argument ist immer, dass 

man damit das langfristige Knappheitsproblem nicht in den 

Griff bekommt. Die Kritik an der Mietpreisbremse, sie wäre 

eine Investitionsbremse, ist allerdings verfehlt, denn der 

Neubau ist von der Mietpreisbremse ausgenommen. Das er-

höht die Rentabilität von Neubauinvestitionen deutlich. Weil 

dieses Segment eine Art Überdruckventil für den regulierten 

Markt ist, steigen die Mieten dort besonders stark, und der 

Anreiz, in den Wohnungsneubau zu investieren, wird durch 

die Mietpreisbremse eher gesteigert als gehemmt.

5.	 Ist die Mietpreisbremse insgesamt also doch besser als 

ihr Ruf? Das ist zumindest der Schluss, den wir jetzt aus 

unserer Analyse ziehen. Wir stellen tatsächlich eine Wirkung 

der Mietpreisbremse in dem Sinne fest, dass die Mieten nicht 

so stark steigen wie vor ihrer Einführung. Die Frage, die sich 

stellt, ist, wer von der Regulierung letztlich profitiert. Hier war 

die Hoffnung, dass man Personen mit geringen Einkommen 

erreichen kann. Das ist allerdings relativ unwahrscheinlich. 

Nach wie vor ist zu erwarten, dass Vermieter diejenigen 

aussuchen, die eine gewisse Bonität haben. Insofern dürften 

vor allem Personen mit mittleren Einkommen Profiteure der 

Mietpreisbremse sein.

6.	 Welche politischen Konsequenzen sollten aus ihren Er-

gebnissen gezogen werden? Die Politik sollte sich vielleicht 

nicht zu sehr treiben lassen. Sicherlich gibt es Möglichkeiten, 

das Regularium noch etwas effektiver zu gestalten, aber 

man hat jetzt einen gewissen Zeitpuffer. Diese fünf Jahre, die 

die Mietpreisbremse gelten soll, sollte man nutzen, um die 

Wohnungsbautätigkeit nach Kräften auszuweiten.

Das Gespräch führte Erich Wittenberg.

INTERVIEW MIT CLAUS MICHELSEN

„Die Politik muss noch mehr für 
den Wohnungsbau tun“

Dr. Claus Michelsen, wissenschaftlicher Mitarbeiter der 

Abteilung Konjunkturpolitik am DIW Berlin.
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SOEP Papers Nr. 941 

2017 | Tamara M. Pfeiler, Boris Egloff 

Examining the “Veggie” Personality: 
Results from a Representative German Sample

An increasing proportion of people choose to follow a vegetarian diet. To date, however, 

little is known about if and how individual differences in personality relate to following a 

vegetarian diet. In the two studies presented here, we aimed to (1) estimate the preva-

lence of self-defined vegetarians in two waves of a German representative sample (N = 

4,496 and 5,125, respectively), (2) analyze the effect of socio-demographic variables on 

dietary behavior, and (3) examine individual differences between vegetarians and meat 

eaters in personality traits, political attitudes, and health-related variables. In Study 1, a 

strict definition of vegetarians was used, while in Study 2 the definition was laxer, to include also individuals 

who only predominantly followed a vegetarian diet. The prevalence of self-defined vegetarians was 2.74% in 

Study 1, and 5.97% in Study 2. Participants who were female, younger, and more educated were more likely 

to report following a vegetarian diet in both studies, and vegetarians had higher income as compared to meat 

eaters in Study 2. We also found differences between vegetarians and meat eaters with regard to personality 

traits, political attitudes, and health-related variables. Stepwise logistic regression analyses showed a unique 

effect beyond socio-demographic variables for openness (Studies 1 and 2), conscientiousness (Study 1), trust 

(Study 2), conservatism (Studies 1 and 2), and level of interest in politics (Study 1) on diet: Individuals with 

higher scores in openness and political interest had a higher probability of being vegetarian, whereas people 

with higher scores in conscientiousness and conservatism had a smaller likelihood of being vegetarian. We 

conclude that there are individual differences between vegetarians and meat eaters in socio-demographics, 

personality traits, and political attitudes.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 942 

2017 | Julia Bredtmann, Christina Vonnahme 

Less Alimony after Divorce – Spouses’ Behavioral Response 
to the 2008 Alimony Reform in Germany

The 2008 alimony reform in Germany considerably reduced post-marital and caregiver 

alimony. We analyze how individuals adapted to these changed rulings in terms of labor 

supply, the intra-household allocation of leisure, and marital stability. We use the German 

Socio-Economic Panel (SOEP) and conduct a difference-in-difference analysis to investi-

gate couples’ behavioral responses to the reform. The results do not confirm theoretical 

expectations from labor supply and household bargaining models. In particular, we do not 

find evidence that women increase their labor supply as a result of the negative expected 

income effect. Neither do our results reveal that leisure is shifted from women to men as a response to the 

changed bargaining positions. In contrast, we find evidence that the reform has led to an increase in the proba-

bility to separate for married as opposed to non-married cohabiting couples.

www.diw.de/publikationen/soeppapers
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2017 | Malte Preuss, Juliane Hennecke 

Biased by Success and Failure:  
How Unemployment Shapes Stated Locus of Control

Due to its extraordinary explanatory power for individual behavior, the interest in the 

concept of locus of control (LOC) has increased substantially within applied economic 

research. But, even though LOC has been found to affect economic behavior in many ways, 

the reliability of these findings is at risk as they commonly rely on the assumption that 

LOC is stable over the life course. While absolute stability has been generally rejected, the 

extent to which LOC and thus personality changes is, nonetheless, strongly debated. We 

contribute to this discussion by analyzing the effect of unemployment on LOC. Based on 

German panel data, we apply a difference-in-difference approach by using an involuntary job loss as trigger 

for unemployment. Overall, we find a significant shift in stated LOC due to unemployment. Because the effect 

is observable during unemployment only and not heterogeneous with respect to individual characteristics or 

unemployment duration, we conclude that only the stated LOC is biased during unemployment but the under-

lying personality trait itself is not affected.

www.diw.de/publikationen/soeppapers

SOEP Papers Nr. 944 

2017 | Swantje Mueller, Jenny Wagner, Gert G. Wagner, Nilam Ram, Denis  

How far Reaches the Power of Personality? 
Personality Predictors of Terminal Decline in Well-Being

Personality is a powerful predictor of central life outcomes, including subjective well-being. 

Yet, we still know little about how personality manifests in the very last years of life when 

well-being typically falls rapidly. Here, we investigate whether the Big Five personality traits 

buffer (or magnify) terminal decline in well-being beyond and in interaction with functioning 

in key physical and social domains. We applied growth models to up to 10-year longitudi-

nal data from 629 now deceased participants in the nation-wide German Socio-Economic 

Panel Study (SOEP; age at death: M = 76 years; SD = 11). Lower neuroticism and higher 

conscientiousness were each uniquely associated with higher late-life well-being one year prior to death. At 

the same time, participants low in neuroticism experienced steeper terminal well-being declines. Similarly, 

individuals high in agreeableness and women high in extraversion reported higher well-being far away from 

death, but experienced more severe terminal decline, such that personality-related differences in well-being 

were not discernible anymore at one year prior to death. Interaction effects further revealed that individuals 

suffering from disability benefit less from higher levels of conscientiousness, while openness to experience 

appeared particularly beneficial for the less educated. We conclude that in the context of often severe late-life 

health challenges that accompany the last years of life, adaptive personality-related differences continue to be 

evident and sizeable for some traits, but appear to diminish and even reverse in direction for other traits. We 

discuss possible underlying mechanisms and practical implications.

www.diw.de/publikationen/soeppapers
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2017 | Christian von Hirschhausen

Nuclear Power in the Twenty-First Century: 
An Assessment (Part I)

Nuclear power was one of the most important discoveries of the twentieth century, and it 

continues to play an important role in twenty-first century discussions about the future en-

ergy mix, climate change, innovation, proliferation, geopolitics, and many other crucial pol-

icy topics. This paper addresses some key issues around the emergence of nuclear power 

in the twentieth century and perspectives going forward in the twenty-first, including ques-

tions of economics and competitiveness, the strategic choices of the nuclear superpowers 

and countries that plan to either phase out or start using nuclear power, to the diffusion of 

nuclear technologies and the emergence of regional nuclear conflicts in the “second nuclear age”. The starting 

point for our hypothesis is the observation that nuclear power was originally developed for military purposes 

as the “daughter of science and warfare” (Lévêque 2014, 212), whereas civilian uses such as medical applica-

tions and electricity generation emerged later as by-products. Based upon this observation, we interpret the 

nuclear industry in terms of “economies of scope”, where strategies, costs, and benefits must be assessed in 

the multiproduct context of military and civilian uses of nuclear power. We propose a classification of different 

economic perspectives on nuclear electricity generation, and confirm the consensus of the literature that on 

its own, nuclear power has never been an economic method of producing electricity: not a single reactor in 

existence today was constructed by a private investor in a competitive, market economic framework. The 

economics-of-scope perspective is a useful heuristic to interpret countries’ strategic choices regarding the use 

of nuclear power. The paper provides a survey of strategies used by the nuclear superpowers (United States, 

Russia, China), by countries phasing out nuclear power because they cannot benefit from economies of scope 

(e.g., Italy, Spain, Germany, Sweden, Switzerland), and by potential newcomers who may expect synergies 

between military and civilian uses (e.g., Iran, the United Arab Emirates, Egypt, perhaps one day also Japan). We 

conclude that the future of nuclear power in the twenty-first century must be assessed in terms of economies 

of scope, and that a purely “economic” analysis of nuclear electricity is insufficient to grasp the complexity of 

the issue; this also raises conceptual challenges for energy modelers. The paper leaves out some important 

questions to be addressed in a future Part II of the assessment, such as economic and technical issues of plant 

decommissioning, long-term storage of waste, and the potential role of nuclear energy in climate policies.
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Alexis Tsipras ist seit drei Jahren an der Macht, so lange wie 

kein griechischer Regierungschef vor ihm seit Ausbruch der 

Finanzkrise im Jahr 2008. Diese drei Jahre konnten unterschied-

licher nicht sein. Das erste Jahr erinnerte an den Film „… denn sie 

wissen nicht, was sie tun“. Nur rasten die Troika in gepanzerter 

Limousine und im Trabant Tsipras und Varoufakis aufeinander 

zu. Immerhin brachte diese Konstellation den beiden Rebellen 

täglich Meldungen auf allen deutschen Kanälen. Das war noch 

keinem griechischen Politiker gelungen. Ihr kompromisslo-

ses Gebaren führte das Land allerdings an den Abgrund, mit 

bekanntem Ausgang: In letzter Sekunde stoppte Tsipras den 

Trabant, schickte zum Wohle Griechenlands seinen Beifahrer in 

die Wüste. Aber im Chaos dieses ersten Jahres war der Keim des 

2014 begonnenen Aufschwungs erstickt.

Die Jahre zwei und drei waren geprägt von mühseligen bis ulti-

mo verschleppten Verhandlungen zwischen Brüssel und Athen. 

Die Freigabe nächster Hilfszahlungen verzögerte sich über 

Monate. Jedes Mal stieg die Unsicherheit über die Zahlungsfä-

higkeit des griechischen Staats. Geplante Investitionen blieben 

ebenso aus wie die Erholung der griechischen Wirtschaft.

In Brüssel wollte man das Thema weg von der Tagesordnung 

haben, es gab Wichtigeres zu tun. Und so lobte die Eurogruppe 

jedwedes Gesetzesvorhaben, so unsinnig manche waren, etwa 

die Erhöhungen der Unternehmens- und Immobiliensteuern. 

Den Gläubigern war es trotzdem recht: Hauptsache Griechen-

land produzierte einen Primärüberschuss, egal ob der privaten 

Wirtschaft dadurch noch mehr die Luft ausging. Es gab auch 

positive Reformen, nur konzentrierten diese sich wie zuvor auf 

den Arbeitsmarkt. So wurde zuletzt das Streikrecht reformiert 

und die Streikschwellen auf europäisches „Normalmaß“ angeho-

ben.

Generell gilt: Eine Wende im griechischen Politikstil ist ausgeblie-

ben. Und das macht sich in vielerlei Hinsicht bemerkbar: Erstens 

hat Tsipras, der bei Amtsantritt das Ende des alten Systems 

verkündete, am Klientelsystem festgehalten. Dessen negative 

Folgen in Verbindung mit den nach wie vor schlecht funktionie-

renden staatlichen Institutionen und den hohen Steuern führten 

zur Auswanderung der griechischen Produktivkräfte. Und die 

„alten Eliten“ und „Oligarchen“? Tsipras „kümmert sich um die 

Seinen“, statt die Eliten in einen Plan zum Aufbau des Landes 

einzubinden.

Zweitens fehlt Tsipras eine wirkliche Vorstellung davon, wo 

Griechenland in fünf Jahren stehen soll. Entsprechend ging er 

ohne ernstzunehmende Position in die Verhandlungen mit den 

Gläubigern. Jenseits der Forderung nach einem Schuldenschnitt 

fehlen bis heute von griechischer Seite konstruktive Alternativ-

vorschläge zu den Forderungen der Institutionen, die dem Land 

anstelle der zahlreichen Sparrunden besser getan hätten. Wie so 

etwas geht, hat Portugal wiederholt vorgemacht.

Im Ergebnis wurden hunderte der von den „Institutionen“ 

geforderten Maßnahmen durch das Parlament geprügelt, ohne 

dass klar ist, welche Konsequenzen diese Veränderungen für 

das Land haben. Gleichzeitig verkündet Tsipras unaufhörlich, er 

glaube nicht an den Erfolg dieses Reformprozesses. Damit dürfte 

er nicht einmal Unrecht haben. Problem nur: Er hat diese Verein-

barungen selbst so schlecht ausgehandelt und unterschrieben.

Dementsprechend gibt es keine konstruktive Diskussion über 

die verschleppten Reformansätze, die Griechenland aus der 

Krise brächten. Jenseits der gut reformierten Arbeitsmärkte 

denke man an besser funktionierende staatliche Institutionen, 

ein verlässliches Steuersystem, an eine Justizreform. Mit diesen 

drei Reformen würde das Land eher auf die Beine kommen als 

mit den nächsten Sparrunden, die auch in den kommenden 

Jahren anstehen.

Seit zehn Jahren herrscht Stillstand im Krisenland Griechenland, 

trotz eines marginalen Anstiegs des Bruttoinlandsprodukts in 

2017. Das ist eine Blamage, für diese Regierung ebenso wie für 

die europäischen Institutionen. Nun wird Griechenland in der 

Mischung aus positiven und kontraproduktiven Reformen eine 

Phase des Wachstums mit angezogener Handbremse einläuten. 

Es wäre mehr drin gewesen.

Prof. Dr. Alexander S. Kritikos, Forschungsdirektor im 

Vorstandsbereich am DIW Berlin. 

Der Beitrag gibt die Meinung des Autors wieder.

Drei Jahre Tsipras und Stillstand 
ohne Ende?

ALEXANDER KRITIKOS


